
Ausarbeitung für die Große Strafrechtskommission zu 
der Feststellung:

„§ 90 a stellt ein Kernstück des geltenden Staats­
schutzrechts dar. Er erfaßt mit seiner bedenklich 
weiten Formel ,sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung richten1 * * eine Vielzahl von Fällen, darunter 
auch solche, die in einer freiheitlichen Demokratie 
straffrei bleiben sollten .. .“2if

Einerseits bestätigt Güde den rechtspolitischen Zweck 
des § 90 a, durch den im Interesse der Atomkriegsvor­
bereitung der organisierte Widerstand der Bevölkerung 
unterdrückt werden soll, und andererseits gibt er zu, 
daß die Unbestimmtheit der Tatbestandsmerkmale des 
§ 90 a gegen das Grundgesetz verstößt.
Mit welcher Hemmungslosigkeit die Militaristen sich 
über bürgerlich-demokratische Rechtsprinzipien hin- 
wegselzen, wenn diese ihren Interessen widersprechen, 
zeigt der Absatz 3 des § 90 a, der den Grundsatz nulla 
poena sine lege verletzt2''. Die imperialistische west­
deutsche Strafrechtslehre geht hinsichtlich der Anwen­
dung des § 90 a Abs. 3 bei den Verfahren gegen Funk­
tionäre der KPD wegen ihrer politischen Tätigkeit für 
die KPD vor dem 17. August 1956 davon aus, daß das 
Verbotsurteil des Bundesverfassungsgerichts gegen eine 
politische Partei keine konstitutive, sondern deklara­
tive Bedeutung hat, d. h., es „stellt die Verfassungs­
widrigkeit der Partei wegen ihrer Richtung gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung fest und schafft damit eine 
Prozeß Voraussetzung für die Verfolgung der Partei­
gründer usw. für ihre Tätigkeit bis zur Verkündung , 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts“2-’.
Eine solche Rechtsauffassung, die ihrem Wesen nach 
eine Parallele zum Ritlerfaschismus darstellt, verstößt 
gegen das Grundgesetz. Ihrem Sinn und Ergebnis nach 
kommt sie einer Rückwirkung gleich, die durch Art. 103 
Abs. 3 des Grundgesetzes ausdrücklich verboten ist2*'. 
Obwohl die Verfolgbarkeit und die Strafbarkeit in 
einem untrennbaren Zusammenhang stehen, wird die 
Strafbarkeit bei § 90 a Abs. 3 auf einen völlig unbe­
stimmten Zeitpunkt, nämlich bis zu einer möglichen, 
aber nicht sicheren, für die politische Partei des späte­
ren Angeklagten nachteilige Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts gemäß Art. 21 Abs. 2 GG hinaus­
geschoben, so daß „eine in so hohem Maße von einem 
ungewissen (außerstrafrechtlichen) Ereignis in der 
Zukunft abhängig gemachte Verfolgbarkeit ipso jure 
damit auch die vorherige gesetzliche Bestimmtheit der 
in § 90 a Abs. 3 festgelegten Strafbarkeit beseitigt“27. 
Besonders im Hinblick auf § 90 a erklärte der Parteitag, 
der KPD 1957:

„Die seit 1951 im Zeichen des kalten Krieges erlasse­
nen Strafrechtsänderungsgesetze sind aufzuheben. 
Niemand darf wegen seiner demokratischen, anti­
militaristischen Überzeugung in seinen Bürgerrechten 
eingeschränkt, politisch verfolgt oder vor Gericht ge­
stellt werden.“28

Die fortschrittlichen Juristen in beiden Teilen Deutsch­
lands wandten sich schärfstens gegen den § 90 a und 
seine Anwendung. Dr. Dr. h. c. Hans M e r t e n s  zum 
Beispiel, der gerade auch wegen dieser Kritik.3'/2 Jahre 
im Bonner Staat eingekerkert worden war, entlarvte 
bereits in einem Vortrag vor demokratischen Juristen 
in Düsseldorf am 7. Juli 1951 den Charakter des § 90 a 
mit den Worten:

23 Große Strafrechtskommission, Bd. 10, Anhang R 143, S. 438.
24 § 90 a Abs. 3 lautet: Ist die Vereinigung eine politische Pariei 
im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so darf die 
Tat erst verfolgt werden, nachdem das Bundesverfassungs­
gericht festgestellt hat, daß die Partei verfassungswidrig ist.
23 vgl. u. a. Maurach, Deutsches Strafrecht (Besonderer Teil),
2. Auflage 1956, S. 489.
20 vgl. Verfassungsbeschwerde gegen ein Revisionsurteil des
3. Strafsenats des Bundesgerichtshofs gegen die Anwendung 
des § 90 a Abs. m StGB, Die Justiz 1957, Heft 5, S. 203.
27 ebenda.
28 These 11 des Parteitags der KPD 1957.

„Die ganze Formulierung des § 90 a ist so wider­
spruchsvoll, daß unter Umständen eine Auslegung 
dahingehend erfolgen kann, daß auch Maßnahmen 
einer durch das Bundesverfassungsgericht verbotenen 
Partei rückwirkend strafrechtlich verfolgt werden 
können ... Es handelt sich also beim ,Blitzgesetz“ 
nicht um demokratisches Recht, es handelt sich 
nicht darum, umstürzlerische Bestrebungen hinsicht­
lich des Bestandes des Staates Bundesrepublik 
Deutschland abzuwehren, sondern es handelt 
sich um die Sicherung der Rüstungspolitik, der Ver­
tiefung der Spaltung. Deutschlands und der Ein­
beziehung Westdeutschlands in das Atlantikpakt­
system. “-J

Die Kritik kam jedoch nicht nur von Kommunisten, 
sondern immer stärker auch von Sozialdemokraten, 
Gewerkschaftern und bürgerlichen Demokraten-10. Auf 
Grund der Haltung großer Teile der Mitgliedschaft der 
SPD war selbst der „Kronjurist“ der rechten SPD- 
Führer und Bundestagsabgeordnete A r n d t ,  der an 
der Ausarbeitung des 1. Strafrechtsänderungsgesetzes 
beteiligt war, gezwungen festzustellen:

„Das 1. Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. August 
1951 hat sich als ein Schlangenei erwiesen. Das gilt 
namentlich von den im Abschnitt .Staatsgefährdung“ 
zusammengefaßten Bestimmungen, aber auch von 
den Hochverratsvorschriften. Diese Normen werden 
in Tausenden von Verfahren seitens der Strafverfol­
gungsbehörden, hinter denen zumeist die obskuren 
Verfassungsschutzämter stehen, und seitens mancher 
Gerichte, voran leider der Bundesgerichtshof, in einer 
Art und Weise ausgelegt, ausgedehnt und angewandt, 
die den gesetzgeberischen Willen nicht nur verkennt, 
sondern in bedauerlichem Maße pervertiert. Was als 
Schutz unserer Verfassungsordnung gedacht war, 
wächst sich zu einer Bedrohung der Freiheit aus.“-11

H e i n e m a n n  und P o s s e r wiesen z. B. in der jüng­
sten Zeit in dem bereits erwähnten Artikel in der 
„Neuen Juristischen Wochenschrift“ auf die grund­
gesetzwidrige Auslegung der Tatbestände des § 90 a 
hin, die zur Tendenz hat, die Vereinigungsfreiheit für 
Gegner der Adenauer-Politik zu beseitigen12.
Diese immer stärker werdende Kritik ist eine Ursache 
für die geplante Streichung des § 90 a und seine Er­
setzung durch andere Bestimmungen, hauptsächlich den 
§ 369, wobei gleichzeitig versucht wird, die immer 
wankender werdende demokratische Fassade neu zu 
verputzen. Am 13. Oktober 1958 bemerkte in der 
104. Sitzung der Großen Strafrechtskommission der 
Vertreter des Bundesjustizministeriums Ministerialrat 
Dr. K l e i n k n e c h t :

„Der zuweilen geübten Kritik — dabei meine ich nur 
die sachliche, nicht die böswillige Kritik — ist durch 
die Ihnen vorliegenden Formulierungen mindestens 
zum allergrößten Teil der Boden entzogen.“23

Der Hauptgrund für die Streichung des § 90 a und seine 
Ersetzung durch andere Vorschriften ist jedoch die 
Tatsache, daß sich § 90 a in verschiedener Hinsicht als 
nicht praktikabel im Sinne der verschärften strafrecht­
lichen Gesinnungsverfolgung erwies. Besonders in den 
Musterprozessen vor dem politischen Strafsenat des 
Bundesgerichtshofes nutzten die angeklagten Gegner 
der Adenauer-Politik und ihre Verteidiger weitgehend 
jede prozessuale Möglichkeit aus, um die wirkliche 
Zielsetzung der als verfassungswidrig diskriminierten 
Vereinigung nachzuweisen. Die Angeklagten wurden 
zu Anklägern! Darüber beklagte sich in der 105. Sitzung

29 Dokumentation der Zeit, Jahrgang 1949—51, S. 818.
30 Siehe hierzu Staat ohne Recht, a. a. O., S. 123 ff.
31 Arndt, Die geistige Freiheit als politische Gegenwartsauf­
gabe, abgedruckt in der gleichnamigen Broschüre des SPD- 
Vorstandes vom Februar 1956, S. 16 f.
32 Heinemann und Posser, a. a. O., S. 123.
33 Amtliches Protokoll der 104. Sitzung der Großen Strafrechts­
kommission vom 13. Oktober 1958, Bd. 10, S. 16.
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